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Folgende Bundesverbände sind Mitglied bei uns: 

 

 

  

 
  

 

daneben viele Landesverbände und regional tätige Vereine (siehe http://www.forsea.de/ueberuns/mitglieder.shtml) 
 
Sitz des Vereines: Berlin - eingetragen beim Amtsgericht Charlottenburg unter der Nr. 17424Nz   -  Vorsitzender: Gerhard Bartz, Geschäftsstelle: Nelkenweg 5, 74673 Mulfingen - :  
07938 515  mobil: 0171 586 1638 - Telefax: 032 223 783 563 – URL: http://forsea.de - E-Mail: info@forsea.de – Bankverbindung:  BIC: GENO DE S1IB R  IBAN: DE 
78 6006 9714 0046 5550 05  Gläubiger-ID: DE07ZZZ00001091966 Gemäß Freistellungsbescheid des Finanzamtes Öhringen vom 13.10.2020 Az.: 76001/31763 für die Jahre 2017-
2019 wegen Förderung der Hilfe für zivilgeschädigte und behinderte Menschen (§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 AO) nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes von der Körperschaftsteuer 
und nach § 3 Nr. 6 des Gewerbesteuergesetzes als steuerbegünstigten Zwecken dienend anerkannt. Spenden und Beiträge sind nach § 10 b EStG steuerlich absetzbar. 
 

 

 

Derzeit wird die Impfpflicht für Assistentinnen und Assistenten von Menschen mit Behinderungen heftig 

diskutiert. Grundlage ist das  

 

„Gesetz zur Stärkung der Impfprävention gegen COVID-19 und zur Änderung weiterer 

Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie.“  
 

„§ 20a Immunitätsnachweis gegen COVID-19 
(1) Folgende Personen müssen ab dem 15.  März 2022 entweder geimpfte oder genesene Personen im Sinne des § 2 

Nummer 2 oder Nummer 4 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung in der jeweils geltenden  

Fassung sein: 

 

3. Personen, die in ambulanten Pflegediensten und weiteren Unternehmen, die den in Nummer 2 genannten Ein-

richtungen vergleichbare Dienstleistungen im ambulanten Bereich anbieten, tätig sind; zu diesen Unternehmen 

gehören insbesondere: 

a) ambulante Pflegeeinrichtungen gemäß § 72 des Elften Buches Sozialgesetzbuch sowie Einzelpersonen gemäß 

§ 77 des Elften Buches Sozialgesetzbuch, 

b) ambulante Pflegedienste, die ambulante Intensivpflege in Einrichtungen, Wohngruppen oder sonstigen ge-

meinschaftlichen Wohnformen erbringen, 

c) Unternehmen, die Assistenzleistungen nach § 78 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch erbringen, 

d) Unternehmen, die Leistungen der interdisziplinären Früherkennung und Frühförderung nach § 42 Absatz 2 

Nummer 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und § 46 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch in Verbin-

dung mit der Frühförderungsverordnung oder heilpädagogische Leistungen nach § 79 des Neunten Buches 

Sozialgesetzbuch erbringen,  

e) Beförderungsdienste, die für Einrichtungen nach Nummer 2 dort behandelte, betreute, gepflegte oder unterge-

brachte Personen befördern oder die Leistungen nach § 83 Absatz 1 Nummer 1 des Neunten Buches Sozialge-

setzbuch erbringen, und 

f) Leistungsberechtigte, die im Rahmen eines Persönlichen Budgets nach § 29 des Neunten Buches Sozialgesetz-

buch Personen für die Erbringung entsprechender Dienstleistungen beschäftigen. 

 

Wir sind der festen Überzeugung, dass Menschen, die bei zur Risikogruppe zählenden behinderten Men-

schen arbeiten, auf diese besonderen Bedingungen Rücksicht nehmen sollten. Dazu gehört nach unserer 

Ansicht, sich gegen Covid-19 immunisieren zu lassen. Gleichwohl können wir es uns angesichts der Per-

sonalnot in der Pflege nicht leisten, ungeimpfte Assistent*innen aus der Arbeit zu entfernen, denn damit 

würde uns die Lebensgrundlage entzogen.  

 

Gegen die Grundüberzeugung, dass die Impfpflicht für uns sehr wichtig ist, richten sich nachfol-

gende Punkte: 

a) Wir sind weder ambulante Dienste noch Unternehmen, die in Einrichtungen Dienste anbieten. Daher 

berühren uns die danach folgenden Buchstaben a) bis f) an keiner Stelle. 

b) Bei Kund*innen ambulanter Dienste ist abzuwägen: Bußgeldbewehrte Ordnungswidrigkeiten auf der 

einen Seite gegen die dauerhafte, häufig lebensbedrohende Zerstörung deren Lebensgrundlage auf der 

anderen. Hier muss der Lebensgrundlage behinderter Menschen Vorrang gegeben werden, da man sich 

auch anderweitig gegen die Infizierung schützen kann.  Bezüglich der Assistenz gibt es dagegen keine 

Alternativen! 

c) Das Budget ist neben der Spitzabrechnung eine der beiden Erstattungsarten. Die Unterscheidung im 

Buchstaben f) macht daher keinen Sinn. 


